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INFRATEST

Schwerpunkt K&tn/Bonn

Methodenbeschreibung

Grundgesamtheit der Untersuchung waren Wahlberechtigte in
elnem vorgegebenen Gebiet des Raumes K&in/Bonn.

Die Studie wurde als mehrstuflige, geschichtete Zufalis-
stlichprobe (Random-Route) angelegt.

Zundchst wurden dle Gemeinden des Befragungsgebietes
lhrer GroBe nach geschichtet.

in der ersten Auswah!stufe wurden dann bevélkerungspro-
portional 600 Sample-Points systematisch mit Zufalls~
start ausgewdhlit.

In der zweiten Stufe wurden zu jedem Sample-Point mit

Hilfe der Stimmbezirksverzeichnisse zur Bundestagswah!
1969 durch Zufallsauswah!l eln Startpunkt bestimmt, der
aus elner StraBe und einer Hausnummer bestand.

Dle Interviewer ermittelten in der dritten Auswahlistufe
nach einem fest vorgegebenen Randcm=-Walk vom Startpunkt
ausgehend zu jedem Sample-Point 10 Haushalte.

In der 4. Auswahlstufe wurden die Zielpersonen In den
Haushalten mlit Hilfe eines vorgegebenen systematischen
Auswahlschlissels bestimmt, der jJeder zur Grundgesamt-
helt gehdrenden Person im Haushalt die gleiche Chance
gab, in dle Auswahl zu kommen.

Das beschriebene Auswah!verfahren fUhrt zu elner haus-
haltsreprésentativen Stichprobe, in der jeder Haushal?
die glelche Chance hatte, in dlie Auswah! zu kommen. Die
Chancen flir jede einzelne in einem Privathaushalt leben-
de Person der Grundgesamthelt als Zlelperson innerhalb
des betreffenden Haushalts ausgewdhlt zu werden, ver-
hielten sich dabel umgekehrt proportional zur Anzahl

der zur Grundgesamthelt gehbrenden Personen im Haus~-
halt,

FUr personenbezogene Aussagen wurde daher durch Gewich-
tung elne personenreprdsentative Stichprobe mit Chan-
cengleichhelt aller zur Grundgesamtheit geh&renden Per-
sonen erstellt.

Minchen, den 30.11.,1972



INFRATEST

Ricklaufmeidung

Schwerpunkt K&in/Bonn

Feldzeit vom 1.9, - 22.,10.1972
Random-Route Klumpenzahl: 600 GréBe: 10

Zielgruppe: Wahlberechtigte ab 18 Jahren

A. Sample-Ansatz (Bruttozahl) 6000 (100,0%)

Nachbearbeitung: Grinde: 2 - 8
Adressen: 435

Totalausfélle von Interviewern 50 ( 0,8%)

1. Kelne Person in der Zlielgruppe 39 «( 0,7%)

..C. Summe der -Ausfille 89 « 1,5%9)
D. Verbleibende Adressenzahl (A - B - C) 5911 . (100,0%)

Systematische Ausfdlle

2. Im Haushalt nlemand angeftroffen 491 ( 8,3%)

3. Im Haushalt Auskunft verweigert 286 ( 4,97)

4, Zielperson nicht angetroffen 186 « 3,19

5. Zlelperson krank \ 158 ( 2,7%)

6. Zlelperson verrelst, Urlaub 202 ( 3,4%)

7; Zielperson verweigert 503 ( 8,:%%

8. Sonstliges 44 ° ( 0,8%)

E. Summe der sysfehafischen Ausfédlle 1870 ( 31,7%)

" Durchgeflhrte Interviews 4041 ¢ 65,4%)
nicht ausgewertet, well zu .

spdt elngetroffen bzw. fehlerhaft 31 ( 0,3%)

zur Auswertung gegebene Interviews 4010 ( 68,2%)

_ Nettoansatz 4000 ( 67,9%)

Minchen, den 29.11.1972
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1. Empirische Problemstellung und theoretischer Ansatz

Empirische Forschung, sei es nun in den Sozialwissenschaften
oder in den Naturwissenschaften, hat als Basis die Beobach~
tung der gesellschaftlichen bzw. der physischen Realitdt mit
dem Ziel, zu theoretischen Aussagen zu gelangen. Theoretische
Aussagen sind als "Erkldrungen" der beobachteten Phinomene

von - im Idealfall - allgemeinen "Gesetzen" zu verstehen1),
wobei Theoriebildung im Verlaufe wissenschaftliéhen Erkennt-
nisfortschritts zwar sukzessiven Charakter hat, jedoch keines-
wegs immer so rational, gradlinig und kumulativ, wie die von
Karl Popper gepridgte Wissenschaftstheorie mit ihrem Falsifi-
2). Die Sozial-
wissenschaften stehen dabei - im Gegensatz zu den Naturwissen-

kationsprinzip den Eindruck erwecken k&nnte

schaften - noch vor einem besonderen Problem, indem n&dmlich
"sozinlogische Gesetze, die Gesetze gesellschaftlichen Lebens,
an verschiedenen Orten und zu verschiedenen Zeiten verschieden”

3). Das aber bedeutet nichts weniger,

sind (Popper, 1965: 5)
als daB sozialwissenschaftliche Theorien oder auch nur Theorie~
fragmente stets aufs neue Uberpriift werden missen, wobei Hypo-
theseniiberpriifung und Hypothesengenerierung einen gegenseitig

sich entwickelnden Prozef darstellen, wenn die Hypotheseniiber-

priifung im Falle der Falsifikation nicht stehen bleiben will.

1) Eine Einfihrung in die sozialwissenschaftliche Theoriebildung gibt Opp
(1970; s. insbes. die Seiten 45-67). S. im weiteren auch die Aufsitze
in dem Sammelband von Topitsch (1966) sowie zum Theoriebegriff den Auf-
satz von Rapoport (1958).

2) Damit ist keine grundsdtzliche Stellungnahme g e g e n Popper bezogen.
Vgl. aber die Kritik bei Xuhn (1970).

3) Fir die zeit-r3jumliche Begrenztheit von sozialwissenschaftlichen Aussagen
188t sich die empirische Wahlforschung als geradezu prototypisches Bei~
splel heranziehen. Betrachtet man einerseits die amerikanische Wahlfor-
schung im Zeitablauf, so gewinnt man den Eindruck, daB "issues", "parties"”
und "candidates” trotz ihrer multikollinearen Komplexitdt zu unterschied-
lichen Perioden unterschiedliche EinfluBkraft auf individuelles Wahlvex-
halten haben. Das gleiche Problem unter riumlicher Perspektive ergibt sich
bel der Ubertragung amerikanischer Konzepte der Wahlforschung auf den
deutschen Kontext mit seinen anders gearteten historischen, kulturellen
und institutionellen Voraussetzungen. |



fachung halber wollen wir jetzt nur noch die Entwicklung seit
1961 betrachten, da mit dieser Bundestagswahl zum erstenmal
seit 1957 eine deutliche Trendumkehr zu beobachten war.

FUr den Kreis K81ln gilt, daB8 von der absoluten Mehrheit der
CDU mit 52,9 % der Zweitstimmen noch in der Bundestagswahl

von 1961 nur noch 39,1 % im Jahre 1972 {ibriggeblieben sind
{(vgl. Tabelle 7 im Anhang)s). Die SPD dagegen konnte sich im
gleichen Zeitraum von 33,5 % auf 49,7 % verbessern. Einzige
Ausnahme in diesem Kreis bildet die Gemeinde vaenichg), wo
die CDU immer noch eine relative Mehrheit von 46,9 % im Jahre
1972 erlangen konnte und ihre Verluste zwischen 1961 und 1972
nur ca. 7,5 % betrugen. Demgegeniiber schlugen die Verluste

der CDU im gesamten Kreis K&ln in demselben Zeitraum mit 12,0 %

zu Buche.

Xhnliche Entwicklungen lassen sich im Kreis Bergheim und im
Rheinisch-Bergischen Kreis, wo die expandierende Stadt Porz
mit ihrer SPD-Mehrheit von 53,5 % der Zweitstimmen im Jahre
1972 besonders ins Gewicht f£#llt. Die bereits weit ins Ber-
gische Land hineinreichenden Gemeinden Bechen und Odenthal
dagegen bewahrten eine Mehrheit fir die CDU, ebenso die Stadt
Bensberg. In Bergisch Gladbach sawie in R8srath Uberwiegen
die Stimmenanteile fitr die SPD. Leverkusen ist zwar eine selb-
stindige IndustriegroBstadt, die starﬁe Stellung der SPD'in
dieser Stadt insofern nicht verwunderlich, andererseits hatte

. die CDU aber 1961 immerhin noch eine relative Mehrheit von
45,5 $. (Vgl. Tabelle 6 im Anhang).

8) Alle Zahlenangaben wurden amtlichen Statistiken (Wahlstatistiken, Volks-
sihlungen von 1961 und 1972) sowie unverdffentlichten oder zum Zeitpunkt
der Einsichtnahme noch nicht verdffentlichten Unterlagen der Statisti-
schen Xmter entnommen. Geringe Abweichungen von Angaben in anderen Publie-
kationen kdnnen auftreten, da alle statistischen Unterlagen - wo nétig -
auf den Gebietsstand von 1970 umgeréchnet wurden. S. dazu die Anmerkungen
im Methodenanhang,

9) Wie bel den Angaben von statistischen Zahlen handelt es sich auch bei
den Nennungen von Gemeindenamen um den Gebietsstand von 1970. Spéatere
Verinderungen durch Gebietsreform wurden nicht mehr berldcksichtigt.

Im.Rhein-Sieg-Kreis, der in der Gebietsreform von 1969 neu ge-
bildet wurde und die Stadt Bonn umgibt, konnte sich die CDU
dagegen trotz eines durchschnittlichen Stimmenverlustes von
rund 12 % zwischen 1961 und 1972 eine relative Mehrheit be~
wahren, in einzelnen Gemeinden sogar sehr deutliche absolute
Mehrheiten. Ausnahmen hiervon bilden im Rhein-Sieg-Kreis ledig
lich die Gemeinden Troisdorf, Eitorf und Hennef. In Nieder-
kassel sind die Stimmenanteile fiir beide Parteien, SPD und
CDU, anndhernd gleich gros.

1.2 Generelle Fragestellung der Untersuchung

Aus dem vorangegangenen Abschnitt Uber die politische Entwick-
lung in unserem Untersuchungsgebiet, dessen exakte riumliche
Abgrenzung in einem SchluBabschnitt dieses Einleitungskapitels
noch vorgestellt werden scoll, ergeben sich drei generelle
Fragen: )
G) Wodurch sind die unterschiedlichen Wahlergebnisse in
R&ln und in Bonn begriindet?

Wie kommt es zu den unterschiedlichen Entwicklungen im
Wahlverhalten der K&lner und der Bonner Bevdlkerung bei
einer - grundsdtzlich - gleichen Ausgangslage, nimlich
einer absoluten Mehrheit fiir die CDU in den 50er Jahren?

Die dritte Frage betrifft die politische Entwicklung in den
Kreisen um die GroB8stddte K&ln und Bonn. Sie geht zunichst
von der Beobachtung aus, da8 zwischen der Entwicklung in den
beiden GroBstddten und den angrenzenden Kreisen Parallelen
bestehen. Diese Beobachtung, die eine Scheinbeobachtung sein
kbnnte, bedarf jedoch der durch statistische Analysemethoden
untermauverten Begrilindung, wozu insbesondere Regressionstech-
niken zur Verfligung stehen. Gelingt dieser Nachweis, so liB8t
sich die AnschluBSfrage formulieren:

Warum nehmen die Umlande tendenziell die gleiche Ent~

wicklung wie die jeweiligen Kernstidte?



A LISTE DER ZUM UNTERSUCHUNGSGEBIET GEHURENDEN STADTBEZIRKE

AUNDR GEMEINDEN

Die folgende Liste fihrt sdmtliche 162 geographischen Einhei-
ten auf, die im vollstidndigen Aggregatdatensatz enthalten sind.
Der Satz der Aggregateinheiten, die als Kontexteinheiten in den
Umfragedatensatz eingespielt wurden, reduzierte sich auf 134
Einheiten, weil nicht alle Stadtbezirke der drei GroBSstédte
K81n, Bonn und Leverkusen zugleich auch Sample-Points in der

Umfrage enthielten bazw,

im Falle von Bonn nicht immer stati-

stische Bezirke exakt mit Sample-Points zur Deckung gebracht
werden konnten. Es mufSiten deshalb einige Einheiten zusammen-

gefaft werden.

Stadt Koln

Altstadt-Siid
Altstadt-Nord
Deutz
Bayenthal
Marienburg
Raderberg
Raderthal
Zollstock
Klettenberg
siilz
Lindenthal
Braunsfeld
Mingersdorf
Ehrenfeld
Neu-Ehrenfeld
Bickendorf
Vogelsang
Bocklemiind /Mengenich
Ossendorf
Nippes
Bilderstdckchen
Mauenheim
Riehl

Niehl
Weidenpesch
Longerich

Fihlingen
Roggendorf-Thenhoven
Worringen
Heimersdorf
Volkhoven
Merkenich
Seeberg
Poll
Humboldt~-Gremberg
Kalk
Vingst
HShenberg
Ostheim
Merheim
Briick

Rath
Milheim
Buchforst
Buchheim
Holweide
Dellbriick
Héhenhaus
Diinnwald
Stammheim
Flittard
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Stadt Bonn-Bad Godesberq

Bonn:

Zentrum~-Rheinviertel
Zentrum-Miinsterviertel
Beuel Mitte
Wichelshof

Vor dem Sterntor
Baumschulviertel
Talviertel

Vor dem Koblenzer Tor
Gronau

Neues Regierungsviertel
RSmerbad

Josefshthe
Grau-Rheindorf/Auerberg
Buschdorf
Tannenbusch-0Ost/West
Ellervorstadt
Dransdorf
Industriebezirk West
Endenich

Poppelsdorf

Kessenich

Dottendorf
Lessenich/Messdorf
puisdorf/Hardtberg
Lengsdorf

Ippendorf

Venusberg
R&ttgen/Uckesdorf

Stadt Leverkusen

Wiesdorf 1
Wiesdorf 2
Manfort
Waldsiedlung
Schlebusch sud
Schlebusch Nord

Kreis K8ln

Rodenkirchen
Stommeln
Wesseling
Pulheim
Sinnersdorf

Bad'Godesberg:

Unter der Godesburg
Godesberger Kurviertel
Riingsdorf

Plittersdoxf

Godesberger Altvillenviertel

Industriebezirk Mitte
Friesdorf
Schweinheim
Heiderhof

Muffendorf
Pennenfeld
Industriebezirk Sidd
Lannesdorf
Ober-Mehlem
Mehlem~Rheinaue

Beuel:

Holzlar.

Geislar
Rheindorf/vilich
Vilich-Miildorf
piitzchen/Bechlinghoven
Industriebezirk Ost
Beuel~Sitid, Limperich,
Kiidinghoven, Ramersdorf
Oberkassel:
Holtorf/Hoholz

Alkenrath
Steinbiichel 1
Steinblichel 2
Kiippersteg
Blirrig
Rheindorf

Brilhl (Stadt)
Frechen (Stadt)
Brauweiler
Hiirth

Ldvenich
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Kreis Bergheim (Erft)

Tdrnich
Bergheim/Erft (Stadt)
Glesch

Hlichelhoven
NiederaufBem
Oberaufiem—-Fortuna
Paffendorf

Kreis Euskirchen

Erftstadt
Weilerswist

Rhein-Sieg~-Kreis

Alfter

Sankt Augustin
Bornheim

Eitorf :
Hennef/Sieg

Bad Honnef (Stadt)
Kdnigswinter (Stadt)
Lohmar

Rheinisch-Bergischer Kreis

Bensberg (Stadt)
Berg. Gladbach (Stadt)
Porz/Rhein (Stadt)

Quadrath-Ichendorf
Heppendorf

Horrem

Sindorf

Kerpen (Stadt)
M8ddrath

Meckenheim (Stadt)
Neunkirchen-Seelscheid
Niederkassel

Rheinbach (Stadt)
Siegburg (Stadt)
Swisttal

Troisdorf

Wachtberg

Odenthal
Ré6srath
Bechen
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C METHODEN

1. Aggregatdaten.
1.1 Beschaffung der statistischen Unterlagen

Das Datermaterial der Volkszdhlung von 1961 und der Bundes-
und Landtagswahlen wurde aus den entsprechenden Verdffent-
lichungen des Statistischen Landesamts Nordrhein-Westfalen
(Diisseldorf) gewonnen. Die Ergebnisse der Volkszihlung von
1970 lagen in Form von Gemeindeblittern vor, die vom Sta-
tistischen Landesamt in Diisseldorf zur Verfiigung gestellt
wurden, desgleichen die Ergebnisse der Bundestagswahl vom
19. November 1972 in den Gemeinden und Kreisfreien Stidten.
D;e in den Gemeindebl&ttern zuerst falschen Angaben iiber die
"Wohnbevdlkerung nach h&chstem SchulabschluBf" wurden durch
eine Nachlieferung vom Statistischen Landesamt korrigiert.

Da die Stadtbezirke von Kb6ln und Leverkusen sowie die sta-
tistischen Bezirke von Bonn-Bad Godesberg wie Gemeinden ber
handelt werden sollten, muBte im Jahre 1972 auf unversffept-
lichte Stimmbezirksergebnisse zurucggegriffen werden, die
von den Statistischen Amtern der genannten Stidte bereit-
gestellt wurden. Flir die Wahlen von 1961 bis 1970 existier
ren in den Fdllen von KSln und Leverkusen Umrechnungen auf
Stadtbezirksebene. Bei Bedarf konnten auch hier wieder Stimmr
bezirksergebnisse herangezogen werden. Fiir Bonn muBSten in
jedem Falle Stimmbezirksergebnisse benutzt werden.

Bei den Wahldaten wurden ausnahmslos die'Ergebnisse der
Zweitstimmen ohne Briefwahl benutzt.

1

1.2 Umrechnung auf den Gebietsstand von 1970

Das zun#ichst anzustrcbende Zicl war, sémtliche Volkszihlungs-
und Wahlstatistiken des flir die Analyse gewdhlten Zeitraumes
von 1961 bis 1972 auf Gemeindeebene bzw. im Falle der GrofS-
gtidte K6ln, Bonn und Leverkusen aufFStadtbezirksebene ver=-
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fiigbar zu haben., Fiir den Gebietsstand war der Stichtag der
Volksz&hlung von 1370 maBgebend. Sdmtliche Gemeinden unseres
Untersuchungsgebietes muSten also mdglichst auf den Gebiets-
stand gebracht werden, wie er in den vom Statistischen Lan-
desamt in Diisseldorf gelieferten Gemeindeblittern erschien.
Eine Umrechnung der Volkszdhlungsdaten von 1961 auf den
1970er Gebietsstand durch das Statistische Landesamt, die
technisch durchaus mdglich ist, konnte nicht in Anspruch ge-

nommen werden.

Der Rheinisch-Betgische Kreis, der Kreis K&ln (mit Ausnahme
von Wesseling) sowie der Kreis Bergheim waren problemlos.
Bei der Gemeinde Geyen im Kreis K&ln handelte es sich um
eine Totaleingemeindung nach Brauweiler am 1.1.1964. Ebenso
verhielt es sich mit der Erftstadt, die ein jeweils voll-
stindiger ZusammenschluB8 von ehemals selbstindigen Gemeinden
ist. Der Gebietsaustausch zwischen Leverkusen und Opladen
am 1.1.1969 war filr unsere Untersuchung unbedeutend.

Schwieriger gestaltete sich schon die Kontrolle des Gebiets-
standes bei K&1n. Hier wurden in dem uns interessierenden

" Zeitraum mehrere Verfnderungen in den Abgrenzungen der Stadt-~
‘bezirke und Stadtteile vorgenommen, deren Dokumentation uns

nur in groben Ziigen vorlag und deren Beurteilung in Hinsicht
auf die Behandlung des Datenmaterials nur ebenso grob sein
konnte. So muBten wir uns entschlieBen, den gesamten Kdlner
Norden - den heutigen Stadtteil Chorweiler - wie einen Stadt-
bezirk (bzw. wie eine Gemeinde) zu behandeln, den im Jahre
1969 aus je einem Teil von Ossendorf, Neu-Ehrenfeld und
Nippes neu geschaffenen Stadtbezirk Bilderstdckchen wieder
Nippes zuzuschlagen (der bewohnte Teil von Bilderstdckchen
stammte aus Nippes), die Bezirke Bickendorf und Vogelsang

zu einem Bezirk zusammenzuschlieBen, In einigen anderen Fdl-
len - Weidenpesch, Niehl, Riehl und Nippes sowie einigen
rechtsrheinischen Stadtbezirken - wurden einige vorsichtige
Umrechnungen vorgenommen. Die Prozentschliissel fiilr diese Um-
rechnungen wurden aus einem Vergleich der 1961er Stadtbezirks-~
zahlen und den auf den letzten Gebietsstand umgerechneten
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Werten fiir die Gesamtwohnbev®lkerung aus den 1970er Gemeinde-
blidttern gewonnen.

Dieselbe Technik wurde filir den Rhein-Sieg-Kreis zur Kontrol-
le angewandt. Dieser Landkreis bot insgesamt die grdsten
Schwierigkeiten. Bei der im Jahre 1969 vorgenommenen‘kommu—
nalen Neugliederung in diesem Kreis gab es nicht nur Gemein-
dezusammenschliisse ~ in diesen Fillen brauchten die entspre-
chenden Zahlen nur addiert zu werden .-, sondern hiufig auch
Teileingemeindungen und in einem Falle sogar eine Dreitei-
lung einer ehemals selbstindigen Gemeinde. Da wir Datenma~
terial auf einer niedrigeren Ebene als der auf Gemeindeebe;'
ne nicht verwenden konnten, muBSten alle Daten, die vor dem
Stichtag der Neugliederung erhoben worden waren, nach bestimm-~
ten Prozentschliisseln umgerechnet werden, die wir aus dem
Statistischen Landesamt in Diisseldorf erhielten und die fir
das Jahr 1968 Gliltigkeit hatten. '

Zu dem Verfahren der Anwendung von Prozentschllisseln bei der
Umrechnung von alten auf neue Gebietseinheiten sind zwei
Dinge kritisch anzumerken:

Exstens ist eine Anwendung auf frithere Erhebungsjahre um so
problematischer, je &dlter die Daten aus der Volkszihlungs-
_und Wahlstatistik sind. Zweitens wird dem Verfahren die

~ hdufig wohl unrealistische - Annahme gleicher Verteilung
aller sozialstatistischen Merkmale {iber den gesamten Raum
einer Gemeinde unterlegt. Sonderbewegungen in einzelnen Ge-
meindeteilen etwa durch das Entstehen von sozial relativ
homogenen Neubaugebieten kdnnen somit nicht kontrolliert
werden. Diese beiden kritischen Punkte des Verfahrens muBSten
als unumginglich in Kauf genommen werden. Soweit zusdtzliche
Informationen aus den statistischen Amtern, unter anderem
durch pers®nliche Gespriche und Einsicht in Kartenunterlagen
gewonnen werden konnten, schienen die m¥glichen Fehler sich
jedoch in vertretbaren Grenzen zu halten.

Als vollends unmglich erwies sich unser Vorhaben, die Stadt
Bonn fiir den gesamten Untersuchungszeitraum ebenso zu be-
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handeln wie Kéln oder Levérkusen, nidmlich in Stadtbhezirke zu

untergliedern. Die Statistischen Bezirke in der Abgrenzung,

wie sie seit der Neugliederung fiir Bonn existieren, hitten
sich durchaus dafir angeboten. Sie decken sich weitestgehend
mit den gewachsenen sozialgeographischen Bezirken.

Notwendig wére aber dafilir gewesen, sdmtliche friiheren Daten

auf diesen Gebietsstand umzurechnen. Ein Versuch dazu wurde

fiir ein kleines Gebiet im Norden Bad Godesbergs und fiir zwei

Wahlen gemacht. Wegen der hidufig verédnderten Grenzen in den

Stimmbezirken muB8te dieses Vorhaben aufgegebén werden. Der

dazu notwendige Zeitaufwand erschien fiir die vorliegende

Studie nicht vertretbar, von den mdglichen Fehlerquellen

ganz abgesehen. Wir entschlossen uns daher zundchst, das

heutige Gebiet von Bonn in vier Zonen aufzuteilen:

1. das Gebiet der ehemaligen Stadt Bonn (Bonn-Alt),

2. das Gebiet der ehemaligen Stadt Bad Godesberg
(Bad Godesberg-Alt),

3. die ehemals zum Landkreis Bonn gehSrenden Gemeinden
Buschdorf, Ippendorf, Lengsdorf, Lessenich und R&ttgen
(westliche eingemeindete Vororte),

4. das rechtsrheinische, heute zu Bonn gehdrende Gebiet mit

Beuel als Kern (Beuel). .

Durch dieses Verfahren drohte die Aggregatdatenanalyse "Kdln-
lastig" zu werden. Das aber widersprach der Problemstellung
dieser Arbeit, die in einem Vergleich zwischen K&ln und Bonn
sowie deren jeweiligen Umlanden bestehen sollte. SolchermaBen
disparate Datensubsets h&tten diesen Vergleich aber bereits
von der Datenbasis her behindert. Daher entschlossen wir uns,
den Zeitreihenvergleich von 1961 bis 1972 nur in der Korrela-
tionsanalyse herzhstellen, um einen Einstieg in die Problem-~
lage zu gewinnen und im folgenden nur noch mit den beiden
Bundestagswahlen von 1969 und 1972 sowie der Volkszdhlung von
1970 weiterzuarbeiten, denn flir diese beiden Datenmaterialien
konnten Stimm- und Statistische Bezirke von Bonn ohne crhch-
liche Schwierigkeiten zur Deckung gebracht werden. Vergleichs-
unterlage war dafiir das %#hlerlistenverzeichnis der Stadt
Bonn filr die Volkszihlung 1970 sowie das StraBenverzeichnis
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der Wahl- und Stimmbezirke fiir die Bundestagswahl von 1972.
Allerdings wurden auch bei der Reorganisation des Datenmate-

rials einige Zusammenfassungen notwendig, so daB aus den ins-'

gesamt 63 Bonner Statistischen Bezirken 52 Aggregateinheiten
gebildet wurden. Soweit es sich also um den Aggregatdatensatz
mit den Bundestagswahlen von 1961 ab und der Volkszihlung 1961
handelt, liegen der Analyse 106 Einheiten zugrunde. Im zweiten
Falle konnte durch die problemlose Wiederaufgliederung einiger
K8lner Stadtbezirke und durch die weitestgehende Ubernahme der
Bonner Statistischen Bezirke die Zahl der Aggregateinheiten'’
auf 162 gesteigert werden. . -

1.3 Zur Vergleichbarkeit von Volkszi#hlungsdaten unterschied-
licher Erhebungszeitpunkte ’

Unser Vorhaben, die Aggregatdaten einer Trendanalyse zu untér4
ziehen, wurde zus8tzlich noéh dadurch behindert, daB von dén
in beiden Volkszdhlungen erhobenen Merkmalen lediglich die,
Konfession direkt miteinander vergleichbar ist. Fiir andere
Merkmale wurde die fiir die Volkszdhlung 1970 giiltige Defini-
tion gegeniiber 1961 gedndert. So etwa wurden 1961 bei dem
Merkmal "Uberwiegender Lebensunterhalt" wirtschaftlich ab-
hédngige Angehdrige der Unterhaltsqﬁelle ihres Ernihrers zuge-
ordnet (vgl. Gemeindestatistik des Landes Nordrhein-Westfalen,
Sonderreihe Volkszdhlung 1961, Diisseldorf 1964, S. 3); 1970
wurde dagegen die Kategorie "Unterhalt durch Angehdrige, El~
tern, Ehemann etc." eingefiihrt.

1961 befanden sich bei dem Merkmal "Erwerbstdtige nach der’
Stellung im Beruf" die Lehrlinge in einer eigenen Rubrik,
1970 wurden kaufminnische und technische Lehrlinge den Beam~
ten und Angestellten, die gewerblichen Lehrlinge den Arbei-
tern zugezdhlt. Zu den Berufsgiuppen der Beamten und Ange-
-stellten ist anzumerken, daf diese in den Gemeindeblittern
eine einzige Gruppe bildeten. Diese zusammengefafte Gruppe
wird in der deutschen Wahlforschung zwar hiufig unter dem
Kategoriennamen "Neuer Mittelstand" verwendet. Flir unsere
Zwecke hdtte eine solche Zusammenfassung aber nur Nachteile

bedeutet, denn wesentliche strukturelle Unterschiede zwischeﬁ
K51n und Bonn wiren dadurch verdeckt worden. Dank neuerer sta-
tistischer Unterlagen aus den Statistischen Amtern der behan-
delten GrofSstidte und Umlandkreise, in denen die Anteilswerte
der Beamten und Angestellten an der erwerbstdtigen Wohnbevdlke~
rung getrennt ausgewiesen wareh, konnte dieser Nachteil bei den
Daten aus der Volkszihlung 1970 vermieden werden.

In einem dritten Fall sind zwar die Wirtschaftsbereiche wie
Land- und Forstwirtschaft, Produzierendes Gewerbe etc. iden-
tisch definiert, jedoch bedeutet Erwerbspersonen nach Wirt-
schaftsbereichen etwas anderes als Erwerbstdtige nach Wirt-
schaftsbereichen. (In der Analyse jedoch werden stets die
fiir die Volksz&hlung 1970 giiltigen Begriffe benutzt).

Die wichtige Variable "Wohnbev8lkerung nach dem hdchsten
Schulabschlug" fehlt in der Volksz&hlung 1961. Umgekehrt
fehlen in den 1970er Gemeindetabellen einige Variablen, de-
ren Untersuchung zumindest versuchsweise durchaus sinnvoll
gewesen wire. Die Gruppierung der Wohnbevdlkerung nach dem
Alter ist 1961 wie 1970 im wesentlichen zwar die gleiche,
jedoch machte uns hier die Stadt Koln einen strich durch die
Rechnung: die Kblner Zahlen fir 1961 auf Stadtbezirksebene
wiesen andere Klassengrenzen auf als die sonst benutzten.
(Abgesehen davon jedoch zeigt die Variable "Alter"” in Aggre-
gatdatenanalysen des Wahlverhaltens eine relativ geringe

Diskriminationskraft).

Fiir die Leverkusener Stadtbezirke konnten die Angaben iliber
den "Uberwiegenden Lebensunterhalt" aus der Volksz&dhlung
1961 leider nicht beschafft werden, Da der “"Unterhalt aus
Erwerbstitigkeit nach wirtschaftsbereichen” ersetzt werden
kann durch "Erwerbstitigkeit nach Wirtschaftsbereichen",
wurde auf die Verarbeitung dieser Variable verzichtet. Es
fehlte lediglich das Merkmal "Rentner" in der Analyse.

Zwar ist es trotz dieser Schwierigkeiten der Vergleichbar-
keit von Volkszihlungsdaten aus verschiedenen Jahren nicht
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gdnzlich unmglich, Verdnderungen in der Demcgraphie der
untersuchten Gemeinden festzustellen, doch sollte man bei
solchen Versuchen die notwendige Vorsicht .walten lassen.

1.4 Benutzte Rechenprogramme

Flir die Analyse der Wahldaten von 1961 bis 1972 und der
Volkszdhlungsdaten von 1961 und 1970 wurden zunichst be-
stimmte Teile des institutseigenen Programmpakets PRANAG
(Programm zur Analyse von Aggregatdaten) verwendet, mit dem
die Wahl- und Volksz#hlungsdatenbank des Sozialwissenschaft-
lichen Forschungsinstituts der Konrad-Adenauer-Stiftung ver-
waltet wird und Aggregatdaten analysiert werden kdnnen. Das
Programmpaket wurde von Herrn Ing. grad. Detlef Nath ent-
wickelt.

Flir die Arbeit mit dem revidierten und auf insgesamt 162
Aggregateinheiten erweiterten Datensatz aus der Volkszdhlung
1970 und den Bundestagswahlen ab 1969 wurden nur noch Teile
aus dem amerikanischen Programmpaket SPSS (Statistical Package
for the Social Sciences) verwendet, das am National Opinion
Research Center der University of Chicaqo entwickelt wurde.

Da die Umfragedaten ebenfalls mit SPSS ausgeyertet wurden,
bildete die Ubersetzung des reorganisierten Aggregatdaten-
satzes in eine SPSS-Systemdatei zugleich die Vorstufe fir die
Kombination von Aggregat- und Individualdaten in einer gemein=-
samen Datei, die fiir eine Kontextanalyse notwendig war. Die
Kombination beider Datensitze wurde technisch so bewerkstel-
ligt, daB in einem jeden Fall in den Umfragedaten die Aggre-
gatmerkmale des betreffenden Wohnorts (Gemeinde bzw. Stadtbe-
zirk) zugespielt wurden. Hierfiir standen wieder instituts-
eigene Serviceprogramme zur Verfligung.

FPlilr die Berechnung von Gini-Koeffizienten, Lorenzfunktionen
und die automatische Erzeugung von Lorenzkurven muSte auf das
entsprechende Unterprogramm aus dem Programmpaket OSIRIS IIXI
zurlickgegriffen werden, ebenfalls einem amerikanischen Pro-

t
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grammpaket, das am Institute for Social Research der Univer-
sity of Michigan in Ann Arbor, Mich. entwickelt wurde. Fir
den Zugriff der Daten von einer SPSS-Systemdatei stand ein
SPSS-0SIRIS-Interface zur Verfiigung, das ebenfalls von Herrn
Nath fiir die institutseigene Rechenanlage (SIEMENS 4004/127 G,
BS1000) entwickelt wurde.

3.5 Anmerkungen zur kanonischen Korrelation

pa die in den Wahlergebnissen auf die "sonstigen Parteien"
(DKP, NPD) entfallenden Stimmenanteile in unserem Aggregat-
datensatz nicht abgespeichert wurden, weil nur die drei Bun-
destagsparteien fiir uns von Interesse waren, muBten zundchst
die Restanteile so aufgeteilt werden, daB sich die Anteile

fiir CDU, SPD und FDP je Aggregateinheit zu 100 % addierten.

Es wurde eine proportionale Aufteilung der restlichen Stimmen-
anteile gewdhlt unter der Annahme, daB8 die Wahl einer links-
extremen Partei (DKP) eher in Gebietseinheiten mit starken
SPD-Wihlerpotential auftritt, die Wahl einer rechtsextremen
Partei (NPD) dagegen eher in Gebieten mit starkem konserva-
tivem, d.h. CDU-W&hlerpotential. Auch wenn die Stimmenanteile
fiir die "sonstigen Parteien" relativ gering sind, war eine
Umrechnung der Anteile fiir CDU, SPD und FDP 2zu einer Summe von
100 % notwendig, um zu stabilen Koeffizienten in den kano-

nischen Variaten zu kommen.

Die mit Hilfe des SPSS-Unterprogramms CANCORR errechneten
Koeffizienten waren nicht direkt verwendbar, sondern muSten
weiterverarbeitet werden, indem jeder origindre Koeffizient
fiir die Variablen des Strukturvariablensatzes (XCV) mit dem
kanonischen Korrelationskoeffizienten des betreffenden Va-
riats multipliziert wurde. Die resultierenden Koeffizienten
entsprechen dann Pfadkoeffizienten. (Deshalb dirfen von den
Strukturvariablen Pfeile zum "XCV" gezeichnet werden.)

Auf der Seite des abhingigen Variablensatzes (Stimmenanteile
der Parteien als Verhaltensvariable) muSte wegen der Summie-
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rung zu 100 % jeweils eine der drei Parteien von der Berech~
nungsprozedur ausgeschlossen werden. Anderenfalls widre die Er-
mittlung der kanonischen.Xoeffizienten unmdglich. Die Koef-
fizienten des "YCV" aus zwei Parteien wurden sodann durch die
entsprechenden Standardabweichungen der Eingangswerte (Stim-
menanteile) dividiert und die jeweils ausgeschlossene dritte
Partei mit dem Koeffizienten .000 erginzt. Mit diesem Verfah-
ren wird erreicht, daf in jedem Falle die endgiltigen Koef-
fizienten flir alle drei Variablen des YCV absolut dieselben
sind, d.h. es spielt keine Rolle, welche der drei Parteien
vor der Berechnung der kanonischen Variate eliminiert wurde.
(Die Koeffizienten fiir die variablen des XCV bleiben konstant,
egal welche Partei ausgeschlossen wird. Sie brauchen deshalb
nicht noch weiter transformiert zu werden.)

In einem weiteren Rechenschritt wurde zu den Kocffizienten der
drei Parteien jeweils ein konstanter Wert addiert bazw. subtra-
hiert. Als Konstante wurde der jeweils kleinere Wert der er-
rechneten Kocffizienten genommen. Ein Beispiel: CDU und SPD
seien in den Variablensatz des YCV eingeschlossen und haben
nach der Division durch die Standardabweichung die Werte -.185
(CDU)} und -.277 (SPD). Die FDP wird mit .000 erginzt. +.185
wird jeweils addiert und man erhdlt: .185 (FDP), .000 (CDU) und
-.092 (SPD). :

Die Vorzeichen haben hier keine inhaltliche Bedeutung mehr wie
etwa bei Korrelations- oder Regressionskoeffizienten, denn es
k6nnten durch Addition beliebiger XKonstanten stets positive
Koeffizienten erreicht werden, ohne das das Ergebnis ver-
filscht wiirde, denn die Koeffizienten des YCV geben die An-
ordnung, m.a.W. die linearen Absténde der Parteien im poli-’
tischen Raum an, der in einem - durch den kanonischen Korrela-
tionskoeffizienten bestimmten - Grade mit einem gegebenen so-
zialstrukturellen Raum korreliert. (Die Konfiguration des SO~
zialstrukturellen Rawus ist natliriich von der im vorhinein ge-
troffenen Auswahl der Variablen abhingig. Siehe dazu die metho-
dischen Bemerkungen im Textteil, insbesondere zur Regressions-
analyse,) Aus praktischen Grlinden ist es jedoch angezeigt, gine
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der drei Parteien in die Mitte zu nehmen, d.h. deren Koeffi-
zienten durch einen entsprechenden Rechenschritt auf .000 zu
setzen. Die linearen Abstdnde der Parteien zueinander k&nnen
so unmittelbar und intuitiv Uberblickt werden.

2. _Individualdaten: Methoden der Stichprobenerhebung

Grundgesamtheit der Untersuchung waren Wahlberechtigte ab
18 Jahre im Raume K&ln-Bonn.

Die Stichprobe wuxde als mehrstufige geschichtete Zufalls-
stichprobe (Random-Route) anqgelegt.

Zundchst wurden die Gemeinden des Befragungsgebietes ihrer
GréBe nach geschichtet.

In der ersten Auswahlstufe wurden dann bev®lkerungspropor-
tional 600 Sample-Points systematisch mit Zufallsstart aus-
gewdhlt,

In der zweiten Stufe wurden zu jedem Sample-Point mit Hilfe
der Stimmbezirksverzeichnisse zur Bundestagswahl 1969 durch
Zufallsauswahl ein Startpunkt bestimmt, der aus einer Strafie
und einer Hausnummer bestand.

Die Interviewer ermittelten in der dritten Auswahlstufe nach
einem fest vorgegebenen Random-Walk vom Startpunkt ausgehend
zu jedem Sample-Point zehn Haushalte.

In der vierten Auswahlstufe wurden die Zielpersonen in den
Haushalten mit Hilfe eines vorgegebenen systematischen Aus-
wahlschlissels bestimmt, der jeder zur Grundgesamtheit ge-
htrenden Person im Haushalt die gleiche Chance gab, in die
Auswahl zu kommen.

Die Feldarbeit (Erhebung der Interviews) lag in der Zeit vom

1. September bis 22, Oktober 1972. Bei einer Anzahl von

600 Random-Route-Klumpen zu je zehn Zielperconen war die
Stichprobe mit brutto 6 000 Interviews angesetzt, um nach
Abzug simtlicher Ausflille dic fiir notwendig erachtete Anzahl
von netto 4 000 Interviews zu erreichen. Mit 3 987 Inter-
views, die nach AbschluB der Vercodungsarbeiten tatsdchlich
in die Analyse eingingen, konnte dieses Ziel fast vollst¥n-
dig verwirklicht werden. »
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Liebe Mitarbeiterin,
lieber Mitarbeiter,

wir méchten uns zuerst bei Ihnen filr die Bereitschaft zur Mitarbeit
an diesem umfangreichen Projekt bedanken.

Das Ziel der Untersuchung ist es, spezielle Probleme des K&ln-Bonner
GroBraumes aufzuhellen, um sich ein Bild von den Einstellungen und
Meinungen der Bev8lkerung dieses Gebietes machen zu k¥nnen. Es geht
um die Beurteilung der wirtschaftlichen und politischen Situation
in der Bundesrepublik mit einigen speziellen Fragen zu den Problemen
am Wohnort der Befragten.

Der Fragebogen wurde in einem Pretest sorgfdltig {berprift und diirfte
IThnen vom Ablauf der Fragen her keine Schwierigkeiten mehr machen.
Auchk mit der Dauer des Interviews haben wir gute Erfahrungen beim
Pretest gemacht.

l. Allgemeines zum Fragebogen:

€ie werden feststellen, daB8 nur bei einigen Fragen die Antwortkatego-
rien "weif nicht" und "verweigert" vorgesehen sind. Sollter bei den-
jenigen Fragen, bei denen diese Antwortkategorien nicht vorgesehen
sind, wider erwarten diese Kategorier als Antwort._gegeben werden,

s0 tragen Sie dies bitte wdrtlich ein. Die Kategorie "verweigert”
socll nur dann angekreuzt werden, wenn der Befragte eine Antwort aucs-
driicklich nicht geben will, wdhrend "weif nicht" angekreuzt wird,
wenn der Befragte eine Antwort - aus welchen Grinden auch immer -
nicht geben kann. Daher konnten wir auf die Kategorie "keine Antwort”
verzichten,

II. Zu den Fragen:

Fragen 5,6 und 8:

Bitte lassen Sie dem Befragten Zeit zum Nachdenken, denn nicht jeder
verfolgt die politischen Ereignisse so aufmerksam, daB er spontan
antworten kann. Helfen Sie mit, dem Befragten bei diesen ersten
cffenen Fragen, die Scheu vor der selbstindigen Formulieren seiner
Gedanken zu nehmen, ohne ihn allerdings zu beeinflussen. '

/.
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Frage 6 greift das wichtigste Ereignis von Frage 5 heraus. Sie
kbnnen sich das Schreiben ein weniqg erleichtern, wenn Sie die
vvichtigste Nennung bei Frage 5 mit 1 kennzeichnen oder auch
unterstreichen und bei Frage 6 nur noch ein Stichwort aus
dieser Nennung notieren.

Bei Frage 8 ermutigen Sie bitte bei zO0gernden Antworten den
Befragten, seine Meinung ausfiihrlich zu sagen.

Fragen lo,11:

Bitte fUr jeden 1lt. Frage lo 'in der Hand gehabten' Titel

bei Frage 1l eine Angabe zur Hdufigkeit notieren. Werden
Titel genannt, die in der Liste nicht aufgefiihrt sind, tragen
Sie diese bitte mit vollem Titel unter "Sonstige" ein.

Fragen 12, 12 A,B, 13:

Diese dreil Fragen - auf die Bundesrepublik bezogen - hingen
direkt voneinander ak. Versucher. Sie, durch iibersichtliches
Eintragen der Nennungen neben den vorgegebenen Nummern sich
Schreibarbeit bei den Fragen 12 A und 13 zu sparen.

Frage 12 A greift die wichtigste Aufgabe aus Frage 12 heraus.
Sie kbnnen sich das Schreiben erleichtern, wenn Sie sich die
wichtigste Aufgabe von Frage 12 mit einer 1 kennzeichnen oder
auch unterstreichen und bei Frage 12 A nur noch ein Stichwort
aus dieser Nennung notieren.

Zu Frage 12 B: Die Frage erfordert wahrscheinlich Geduld, denn
die Antwort fdllt sicherlich in vielen Fdllen nicht leicht.
In Frage 13 listen Sie bitte die Nennungen aus Frage 12 in
derselben Reihenfolge mit Hilfe eines Stichwortes wieder auf
und tragen daneben die genannte Partei ein.

Die Fragen 43 - 47 sind genauso zu handhaben wie die Fragen
12, 12 A - C, 13, nur beziehen diese sich auf der Wohncrt des
Befragten. .

Zu Frage 15:

Diese Frage mit dem dazugehOrigen Wahlzettel soll mbglichst
exakt die Situation bei einer Offentlichen Wahl wiéderspiegeln.
Bitte sorgen Sie dafiir, daB der Befragte bei seiner Stimmabagabe
ein uneingeschrdnktes Gefilhl der Anonymitdt hat und die Vertrau-
lichkeit seiner Eintragungen auf dem Stimmzettel fiir ihn auBer
Zweifel steht.

Der Befragte sollte den Umschlag mit dem Stimmzettel mbglichst
eigenhdndig verschlieBen und die Sieqelmarke draufkleben.
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Nach Beendigung des Interviews heften Sie bitte den vorge-
lochten Umschlag mit einer Klammer an den ebenfalls gelochten
Fragebogen. Dieses Anheften soll der Befragte jedoch auf
keinen Fall sehen.

Bitte notieren Sie bei dieser besonders wichtigen Fraage alle
Kommentare - auch die nicht sehr schmeichelhaften.

Fragen 19 - 22:

Bitte beachten Sie, diese Fragen behandeln

zuerst: Familienangeh&rige

dann: Freunde und Bekannte
dann: Kollegen
und: Nachbarn

Frage 24 - 27:

Bitte notieren Sie hier jeden Gedankensplitter!

Frage 33:

Falls der Befragte nicht den Namen des Wohnortes, sondern
elnen Orts- oder Stadtteil dieser Gemeinde nennt, notieren
Sie dies bitte gesondert.

Fragen 48 - 56:

Diese Fragen zur Gebietsreform betreffen jeweils nur einen
Teil der Befragten. Beachten Sie bitte bel diesen Fragen die
Filterfiihrung besonders sorgfiltig. Lassen Sie dem Befragten
geniigend Zeit zur Beantwortung der offenen Fragen und notieren
Sie ausfidhrlich die Antworten.

Frage 65 - 67:

Diese Fragen sind eine Viederholuna der Fragen 24 - 27, nur
beziehen sie sich auf den Viochnort, die unmittelbare Umgebung,

so daB hier sehr viel konkrete, detailliertere Beispiele genannt
werden konnten, die die Gemeinde betreffen.

Fragen 71 = 73:

Hier haben wir bis zu 5 Vereinszugehdrigkeiten vorgesehen. Falls
ein Befragter mehr als 5 nennt, bitten Sie ihn, die 5 wichtigsten
fir ihn zu nennen. Beil Frage 73, bei der Sie ein Amt, bzw. eine
andere Funtkion eintragen, notieren Sie bitte die jeweilige
Organisations-Numner dcr genannten Vereinszugehdrickeiten (z.B.
Nr. 9 fidr Turn- und Sportverein).
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Die Statistik ist ohne Schwierigkeiten. Wir bendtigen das
Alter aller Personen im Haushalt, einschlieBlich der Kinder.
Falls sie nicht geniigend Platz haben, ergdnzen Sie die Ein-
tragungen auf dem leeren Raun bei der Frage.

Die Angaben zum Ort oder der Stadt sollen immer, wenn zutreffend,
durch die Angaben zum Ortsteil, bzw. Stadtteil ergdnzt werden!
Wir benttigen diese Information unbedingt.

ANLAGE DER STUDIE:

Die Studie wird nach dem Random-Route-Verfahren durchoeflihrt,

d. h. es sind Thnen Strafien und Startpunkte vorgegeben. Bitte
studieren Sie, bevor Sie mit Ihrer Arbeit beginnen, noch einmal
griindlich das Schulungsreferat II (Auswahlvertahren RR)

HONORAR:

Fir jedes termingerecht und korrekt durchgefiihrte Interview
erhalten Sie ein Honorar

von DM 9.--~ (Typ A)
Die Aufwandsentschddigung betrdgt:

bis 19 km einfache Entfernung wohn-/Einsatzort DM 6.--
20 - 39 km dto. DM 9,--
iber 40 km dto. DM12,--

Das km-Geld betrdgt o,2o DM.
Nur fiir Interviewer, die iUber 60 km entfernt wohnen:

Der Einsatz beil dieser Studie rentiert sich ab 6o km—Entfernunq nu
wenn nindestens halbtags jimnterviewt werden kano.

Zusdtzlich erhalten Sie dann fiir die An- und Riickfahrt eine
Aufwandsentschddigung von DM 5.-- pro angefangene loo km. Die
Fahrten am Einsatzort diirfen nicht dazugerechnet werden.

Beil dieser Gelegenheit midchte ich wieder einmal darauf hinweisen,
daf sdmtliche Auslagen belegt werden missen und die Fahrten auf
der Rickseite des Abrechnungsformulars exakt aufgefihrt werden
miissen.

TERMIN:

Bitte beginnen Sie umgehend mit dem interviewen, da fir eine
derart groBe Untersuchung relativ wenig Zeilt zur Verfiigung steht
und auBerdem weitere Studien folgen werden.

Letzter Ricksendetermin ist der

23. Seotember 1972 (Poststempel)




Bitte versuchen Sie aber, unbedingt vor diesem Termin fertig bear-
beitete Klumpen an uns zu schicken.

Sollten Sie irgendwelche Schwierigkeiten haben, stehen unter der
Tel.-Nr. 0811/56 oo 265 meine Kollegen und ich immer gerne zur

Verfiigung.

Kenntnfis genormen:
Interviewerfihrung

~

UwehKliesch

Anlagen:

Listenheft
Studienbewertungsskala
Kartensatz weifl, blau
Stimmzettel und Umschlag
Rickkuvert

Mit freundlichen Grifien
INFRAT

) lfl-:f'r.
nsa e tg
7LZ—A{

Helmut Milller




	Titel
	Methodenbeschreibung (Infratest)
	Veiders: Großstadt und Umland
	Intervieweranweisung



